
Seit 2010 findet jährlich am 24. Jänner der Tag der
verfolgten Anwältin/des verfolgten Anwalts statt.

Das Datum ist nicht zufällig gewählt. Es ist der Tag, an
dem in Madrid 1977 vier Rechtsanwälte bei einem poli-
tisch motivierten Anschlag ermordet wurden. Weil sie
für politisch Verfolgte und damit für die „falschen Perso-
nen“ gearbeitet haben.
Die Verfolgung und Bedrohung sowie Übergriffe auf
RechtsanwältInnen finden in verschiedenen Ländern
statt. Deshalb haben europäische Anwaltsvereinigungen
zu Protestkundgebungen aufgerufen, und zwar erstmals
2010 zur Unterstützung von RechtsanwältInnen im Iran.
Dieses Jahr richtete sich der Fokus auf China, unter Hin-
weis darauf, dass besonders MenschenrechtsanwältInnen
in diesem Land unter größter Gefahr arbeiten. Denn ob-
wohl sich China durch Annahme der am 8. Kongress
der Vereinten Nationen 1990 in Kuba beschlossenen
„Grundprinzipien zur Rolle von Rechtsanwälten“ ver-
pflichtete, RechtsanwältInnen zu schützen, werden sie
vom Staat überwacht, verfolgt und weggesperrt.
Man muss aber gar nicht bis nach China schauen. Die uns
viel näher liegende Türkei war bereits 2012 Thema die-
ses Protesttages. 36 türkische und kurdische Rechtsan-
wältInnen waren verhaftet worden, weil sie in den KCK
(Gemeinschaft der Gesellschaften Kurdistans) Prozessen
verteidigt haben, also ihre Arbeit machten. Die Situation
hat sich seither extrem verschlechtert. Willkür herrscht
nicht nur gegenüber RechtsanwältInnen in diesem Land.
Umso wichtiger der Zusammenschluss über alle Gren-
zen hinweg.

„Denn die Geschichte hat gelehrt, die Rechtsan-
waltschaft muss selbst alle Kräfte einsetzen, um
ihre Freiheit zu bewahren, der sie bedarf, um ihre
Mitmenschen vor Unfreiheit zu schützen“.

(Präs. Dr. Walter Schuppich , AnwBl. 1984/2, verstorben 8.6.1999)
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JUR I STEN
Ball 2017

Fasching-Samstag,
25. Feber 2017
Hofburg Vienna

Saaleröffnung: 20:00 Uhr
Beginn: 21.30 Uhr, Ende: 5 Uhr

Quadrille im Festsaal:
24:00 Uhr und 1:30 Uhr

Übertragung der Balleröffnung in den
Ceremoniensaal und Wintergarten.

Karten- und Tischverkauf Online
www.juristenball.at

JURISTENVERBAND
Büro: 1010 Wien,

Weihburggasse 4 / 2. Stock / Top 9
Montag bis Freitag 9:00 – 13:00 Uhr,

Nachmittag nach Vereinbarung
Telefon: +43 (0) 1 512 26 00

A 1016 Wien, (Justizpalast) PF 35
E-Mail: office@juristenball.at

Eintrittskarten auch
in der Buchhandlung MANZ

Wien 1, Kohlmarkt 16
Mo–Fr 9.30–18.30 Uhr,

Sa 9.30–17.00 Uhr

in der Buchhandlung Kuppitsch
Wien 1, Schottengasse 4
Mo, Di, Mi, Fr 9–19 Uhr,

Do 9–20 Uhr, Sa 10–18 Uhr
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Neuerscheinung
im Lindeverlag

www.fuith.eu
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BEZ AHLTE ANZEIGE

Neue Piste? Hier wertet ein Richter!
Flughafen Wien. Die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts gegen die dritte Piste zeigt:
Die vorgesehene Interessenabwägung macht Entscheidungen großer Tragweite unvorhersehbar.

VON PETER SANDER

Wien. Das Bundesverwaltungsge-
richt (BVwG) hat wieder einmal
zugeschlagen: Die dritte Piste des
Schwechater Flughafens darf nicht
errichtet werden. Öffentliche In-
teressen stehen den Vorhaben ent-
gegen, insbesondere jene zur Er-
reichung der Klimaziele (W109
2000179-1/291E).

Das mag auf den ersten Blick
verwundern, da der Flughafen als
Hub und Dienstleister für die Air-
lines wohl nicht wirklich beeinflus-
sen kann, ob eben jene klimarele-
vante Gase ausstoßen (oder in wel-
chem Ausmaß). Spannend ist die
Entscheidung für die österreichi-
sche Wirtschaft allemal, geht es
doch im Kern um ein bisher wenig
erforschtes Rechtsinstitut: die soge-
nannte Interessenabwägung.

Wettstreit der Interessen
So sieht § 71 Abs 1 lit d des Luft-
fahrtgesetzes vor, dass eine „Zivil-
flugplatz-Bewilligung“ (unter an-
derem) dann zu erteilen ist, wenn
„sonstige öffentliche Interessen
nicht entgegenstehen“. Genau das
war aber der springende Punkt für
das BVwG: „Insgesamt überwiegt
das öffentliche Interesse, dass es in
Österreich zu keinem weiteren
markanten Anstieg an (Treibhaus-
gas-)Emissionen durch Errichtung
und Betrieb der dritten Piste
kommt und Österreich seine natio-
nal und international eingegange-
nen Verpflichtungen zur Reduk-
tion der (Treibhausgas-)Emissio-
nen einhält, gegenüber den ver-
schiedensten öffentlichen Interes-
sen, die für die Errichtung des Vor-
habens sprechen.“

Aus, Schluss und fertig! Das ist
die tragende Begründung für das
rechtliche Scheitern des Vorha-
bens. Und das völlig zu Recht! Und
das völlig zu Recht?

Wir finden im Gesetz die (auch
in vielen anderen Bundes- und
Landesgesetzen) vorgesehene
Rechtsfigur der Interessenabwä-
gung vor. Selbst wenn sämtliche
sonst erforderlichen Vorausset-
zungen für eine Bewilligung erfüllt
sind, legt sich über alles noch die
unberechenbare Figur der Interes-
senabwägung darüber (wenn
„sonstige öffentliche Interessen
nicht entgegenstehen“).

Wenngleich die Entscheidung
im Zusammenhang mit einem in-
frastrukturell so wichtigen Vorha-
ben wie dem Ausbau des „Wiener“
Flughafens überraschend kommt,
sollte sie Kenner des BVwG nicht
überrascht haben. Bereits 2014
(dort im Zusammenhang mit einer
Stromleitung) nahm das Verwal-
tungsgericht für sich in Anspruch,
eine eigene Wertentscheidung im
Rahmen der Interessenabwägung
zu treffen (W104 2000178-1/63E).
Dort mit der unmissverständlichen
Begründung, dass die Entschei-
dung, welche Interessen überwie-

gen, in der Regel eine Wertent-
scheidung ist, da die konkurrieren-
den Interessen meist nicht mone-
tär bewertbar und damit berechen-
und vergleichbar sind.

Somit ist aber gleichzeitig ge-
sagt, dass eine Kontrolle dieses
Kerns der Wertentscheidung nicht
Gegenstand der gerichtlichen
Kontrolle sein kann, sondern eben
immer nur die Rahmenbedingun-
gen dafür, also die Erfassung der
für und gegen ein Vorhaben spre-
chenden Argumente. Andernfalls
wäre man ja mit einer skurrilen Si-
tuation konfrontiert: Die Wertent-
scheidung einer Person (in aller
Regel des Organwalters der ent-
scheidenden Behörde), die einer
politisch legitimierten Behörde zu-
zurechnen ist, würde durch die
Wertentscheidung einer anderen
Person (eines Verwaltungsrich-
ters) ersetzt werden, die rein auf
Basis ihrer persönlichen Einzel-
wertung eine – hier durchwegs ge-
samtgesellschaftlich relevante –
Entscheidung trifft.

Abschied vom Rechtsanspruch
Damit verabschieden wir uns aber
wohl endgültig von der Grundkon-
zeption im öffentlichen Recht,
nämlich, dass bei Erfüllung sämtli-
cher Genehmigungsvoraussetzun-
gen ein Rechtsanspruch auf die Er-
teilung eben der Genehmigung be-
steht. Dem steht in vielen Berei-
chen (neben dem Luftfahrtrecht
fällt sofort auch das Starkstrom-
wegerecht oder das Forstrecht ein,
natürlich auch sämtliche natur-
schutzrechtlich relevanten Gesetze
oder auch das Wasserrecht) dann
auch noch die Interessenabwä-
gung entgegen. Und diese ist – wie
das Erkenntnis des BVwG zum
Flughafen Wien zeigt – alles an-
dere als zahnlos; und vor allem
unberechenbar, weil eben von den
handelnden Personen abhängig.

Dass dies mit mit dem Konzept
einer (verwaltungs-)gerichtlichen
Kontrolle der Behörden nicht ver-
einbar ist, liegt auf der Hand –
sonst hätte der Verfassungsgesetz-
geber wohl die zweite Instanz im
Verwaltungsverfahren nicht durch
unabhängige Gerichte ersetzt.

Fakt ist aber auch, dass insbe-
sondere das BVwG gewillt ist, im
Rahmen der Interessenabwägung

die ihm dadurch zukommende (?)
Wertentscheidungskompetenz
auch in Anspruch zu nehmen. Für
die Rechts- und Planungssicherheit
ist das alles andere als förderlich
und hat – ein wenig dogmatischer
betrachtet – auch nicht mehr viel
mit gerichtlicher Kontrolle zu tun.

Keine fundamentale Frage
Wie auch immer man zu dieser
Entscheidung stehen mag (zwi-
schen einem rein rechtswissen-
schaftlichen und einem wirt-
schaftsstandortorientierten ist viel
Platz für den jeweils individuell
passenden Standpunkt), konse-
quent ist hingegen der Ausspruch
des BVwG, dass die ordentliche Re-
vision an den Verwaltungsgerichts-
hof (VwGH) ausgeschlossen ist:
Zur Frage der Interessenabwägung
existiert tatsächlich eine Reihe von
Judikaten z. B. zu Rodungen,
Kleinwasserkraftwerken, Klubhäu-
sern von Sportvereinen, Almwegen
und dergleichen, sodass das
Erkenntnis diesbezüglich keine
Rechtsfragen von grundsätzlicher
Bedeutung aufwirft. Aufgrund der
Komplexität des Verfahrens ist frei-
lich nicht ausgeschlossen, dass ab-
seits der Interessenabwägung an-
dere Rechtsfragen von grundlegen-
der Bedeutung beim VwGH gel-
tend gemacht werden können.

Dr. Peter Sander, LL.M./MBA ist Partner bei
Niederhuber & Partner Rechtsanwälte.
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